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TKB schröpft Mietende
m&w | Für die Führung eines Mieterkautionskontos verlangt die Thur-
gauer Kantonalbank seit kurzem eine Gebühr von 50 Franken. Betroffe-
ne wehren sich.Da staunte Vermieter Hans Chris-

ten aus Arbon nicht schlecht: 
Als er letzten Herbst bei der Thur-
gauer Kantonalbank (TKB) ein Mie-
terdepot von 800 Franken auslösen 
wollte, schrieb ihm das Institut ledig-
lich 750 Franken gut. 50 Franken wur-
den als Gebühr belastet und abgezo-
gen. Christen rechnete nach: Er hatte 
das besagte Konto erst am 2. Februar 

2006 eröffnet, und so ergab sich ei-
ne Kontoführungsgebühr von sagen-
haften 9% bei einem mit 0,25% ver-
zinsten Konto. Christen reklamierte 
bei der Bank und verlangte die Ge-
bühr zurück. Andere Banken würden 
keine erheben. 
 Die TKB hatte dafür kein Gehör. 
Die Eröffnung von Mieterdepotkonti 
sei mit einem «beträchtlichen Mehr-
aufwand» verbunden, schrieb die 
Bank zurück. Zurückzahlen will sie 
nichts. Das Argument vom Mehrauf-
wand sticht jedoch nicht. Die meisten 
Depotkontos bleiben jahrelang ohne 
Transaktion. Im Schnitt, so ergab ei-
ne Studie des Bundesamtes für Woh-
nungswesen im Jahr 1999, liegen auf 
einem Kautionskonto 2‘500 Franken 
während fünf Jahren ohne Bewegung. 
Viel Aufwand? Schon eher ein Ertrag 

mit wenig Kosten. Denn die Banken 
zahlen einen geringen Zins und kön-
nen mit dem Geld arbeiten. Das ist 
nicht wenig: Die Gesamtsumme aller 
Kautionen belief sich laut der Studie 
auf stattliche 1,7 Milliarden Franken. 
 «Wir halten die Gebühr für un-
angebracht, weil mit den eingeleg-
ten Geldern genug verdient werden 
kann», führt Hugo Wehrli, Geschäfts-
führer des MV Ostschweiz, in ei-
nem Schreiben an die TKB aus. Gera-
de beim ausgewiesenen, gegenüber 
dem Vorjahr um 12,7% höheren Ge-
winn der Thurgauer Staatsbank stün-
den solche Extragebühren quer in der 
Landschaft. Im Jahr 2002 wollte die 
Zürcher Kantonalbank ebenfalls eine 
Kontogebühr einführen, doch nach 
Protesten der MV Zürich liess sie es 
dann sein.

MV Luzern lanciert Volksinitiative 
m&w |  Der MV Luzern hat sich das Beispiel Bern zu Herzen genommen 
und lanciert die Volksinitiative «Für zahlbares und attraktives Woh-
nen». Ziel ist es, mehr preisgünstige Wohnungen zu erhalten. Wer eine Wohnung sucht, be-

kommt es direkt zu spüren: Die 
Preise auf dem Wohnungsmarkt ha-
ben in der Zentralschweiz stark an-
gezogen, nur wenige preisgünstige 
Wohnungen werden ausgeschrieben, 
viele Menschen leiden unter dem Ver-
kehrslärm. «Das ist nicht akzepta-
bel», sagt Adrian Schmid, Präsident 
des MV Luzern. «Der Kanton Luzern 
rührt sich nicht, und die Luzerner 
Kantonalbank treibt mit ihrer Hypo-
thekarzinspolitik die Mieten hoch.»
 Mit der Verfassungsinitiative will 
der MV Luzern garantieren, dass im 
Kanton Luzern die Interessen der Mie-
terinnen und Mieter – 68 Prozent der 
Bevölkerung – wahrgenommen wer-
den. Anfang März haben die MV-Mit-
glieder im Kanton Luzern eine Unter-
schriftenkarte zugestellt bekommen. 
Der MV Luzern ruft die Mitglieder auf, 
sich an der Initiative zu beteiligen, in-
dem sie umgehend unterschreiben. 
Für die Einreichung der Initiative wer-
den 5’000 Unterschriften benötigt.

Kanton muss aktiv werden
Der überbaubare Boden ist ein knap-
pes Gut, deshalb steigt sein Preis kon-
tinuierlich an. Die Teuerung der Bau-
kosten und die Ausstattung neuer 
Wohnungen mit zusätzlichem Kom-
fort tragen ebenfalls dazu bei, dass in 

Neubauten höhere Mieten anfallen. 
Ein attraktives Angebot an günstigen 
Altwohnungen ist zum Ausgleich un-
erlässlich. Familien mit tieferen Ein-
kommen, Rentnerinnen und Rentner 
oder Studierende sind auf preisgüns-
tige Wohnungen dringend angewie-
sen.
 Beispielhaft haben einige gemein-
nützige Wohnbaugenossenschaften 
in den letzten Jahren gezeigt, wie 
Altwohnungen durch umsichtige Sa-
nierungen attraktiv gestaltet und 
doch preiswert erhalten werden kön-
nen. Die öffentliche Hand hat hier ei-
ne wichtige Rolle zu spielen. Sie legt 
Wohnanteile fest, um die Verdrän-
gung von Wohnraum vor wirtschaft-

lichen Interessen zu verhindern und 
schützt in Zeiten der Hochkonjunk-
tur den bestehenden Wohnraum vor 
Kahlschlag. 

Günstige Rahmenbedingungen
Der MV Luzern fordert, dass Kanton 
und Gemeinden Rahmenbedingun-
gen schaffen, die das kostengünstige 
Bauen fördern:
> Der Kanton schafft im Planungs- 
und Baubereich Regelungen, die den 
gemeinnützigen Wohnungsbau för-
dern.
> Kanton und Gemeinden gewähren 
an soziale Wohnbauträger günstige 
Baurechte.
> Gemeinnützige Wohnbaugenos-
senschaften sollen steuerlich begüns-
tigt werden.
> Die Gemeinwesen fördern mit fi-
nanzieller Unterstützung oder An-
schubfinanzierung die Gründung von 
gemeinnützigen Wohnbaugenossen-
schaften.
> Kanton wie Gemeinden können 
mit Darlehen und Zuschüssen je nach 
Konjunkturlage mithelfen, preisgüns-
tigen Wohnraum zu erhalten oder zu 
schaffen. 
Beat Wicki, Geschäftsleiter MV Luzern


